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Klarheit iiber die Ideologien:

eine Grundbedingung fiir echten Frieden*

D. Aus dem dritten Kapitel:
Sowijetideologie und Krieg
- (Schluf3)

Aber wie kann das Sowjetsystem beanspruchen, als Demokratie
anerkannt zu werden, ehe es nicht ein Mehrparteiensystem einfiihrt?
Diese Frage scheint mir rhetorisch, weil wir sie nur unter uns stellen.
Wenn wir die Russen fragen (wie ich das héaufig tat), werden sie schnell
zuriickfragen: wie kann sich Amerika eine Demokratie nennen, ohne
Rassengleichheit zu haben? Natiirlich werden wir Amerikaner darauf
antworten: wir arbeiten daran und machen Fortschritte. Aber seht
doch, welche politische Freiheit wir schon haben und ihr nicht! Wir
diirfen uns nicht wundern, wenn die Russen, die diesen Vorwurf oft
horen, uns unsere Antwort von ihrem Standpunkt aus zuriickgeben:
wir beabsichtigen dies zu dndern, und wir machen Fortschritte. Aber
seht doch, welche Freiheit unsere verschiedenen Rassen schon haben!

Verniinftigerweise sollte jedes System seine Demokratie vervoll-
kommnen, und beide sollten voneinander lernen. Wir miissen beden-
ken, dafl Demokratie eine Aufgabe ist, die langsam fortschreitet, heute
noch im geschichtlichen Siuglingsalter steht und sich nicht am Ende,
sondern am Anfang ihrer Laufbahn befindet. Aber wachsen mufl sie.

Wir Amerikaner wie unsere europiischen Vorfahren begannen mit
der Demokratie in der Regierung und im politischen Leben. Die Geburt
und das Wachstum der Biirgerfreiheit und vor allem die Grundidee,
daf3 Regierungen ihren Voélkern verantwortlich sind, sind geschichtliche
Leistungen, deren Bedeutung nicht hoch genug eingeschitit werden
kann. Sie dienten als Bahnkérper und Schienen, ohne welche die Loko-
motive der Geschichte sich nicht hitte vorwirts bewegen konnen. Die
Sowjetrussen dagegen hatten unter ganz andern Verhiltnissen, noch
dazu als Spatkommlinge, die Demokratie von der sozialen Seite anzu-
packen und vor allem die Probleme des Lebensunterhalts fiir die Mas-
sen, der Gesundheitsfiirsorge und des Bildungswesens zu 16sen, aufler-
ge]r;l den vielen verschiedenen Vélkerstimmen zu ihrem Recht zu ver-

elfen.

Der Zustand des Landes, den sie vorfanden, lief} ihnen keine Wahl.
Mutter Rufllands Leben hing an einem Faden. Hunger und Seuchen
hatten ihren Koérper erschopft, Vorurteile und Aberglauben ihren Geist
verdunkelt. Die Leistungen der kaum mehr als dreifligjahrigen Sowjet-
regierung konnen in einem Sats zusammengefaf3t werden: sie haben

* Vgl. Hefte 5 und 6, 1956, der «Neuen Wege».
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dem russischen Volk mehr Freiheit von Hunger, Krankheit, Unwissen-
heit und Unbildung, von Rassenhafl und Unterdriickung seines weib-
lichen Teils gebracht, als es je vorher gekannt hat. Es wire ein grofler
Irrtum, vor dieser gigantischen Grofdtat die Augen zu schlieflen, weil
ihre Kosten gewaltig und ihre Methoden hart waren.

Nur halsstarrige Enggeistigkeit kann darauf bestehen, daf3 dies alles

nichts mit Demokratie zu tun hat. Der Sowjetrusse ist nicht dem er-
probten Wert des Mehrparteiensystems verschlossen. Doch ist er tiber-
zeugt, daf} unter den Bedingungen, die er vorfand, die demokratischen
Ziele nur durch die im Einparteiensystem vereinte Krifteanspannung
erreicht werden konnten. | ( .
- Es wire ein Kapitalirrtum, sich einzubilden, daf} die Sowjets und
die Nazi-Faschisten gleiche Ansichten iiber das Mehrparteiensystem
hitten. Ich brauche mit Absicht die Worte «sich einbilden», um damit
auszudriicken, daf} jeder, der, wie ich, die Moglichkeit hatte, mit Ver-
tretern beider Systeme zu sprechen, nicht solchem Wahn anheimfallen
kann. Dem Nazi-Faschisten ist das Mehrparteiensystem eine Vergewal-
tigung der Naturgesese, die unter keinen Umstinden zulissig ist, wo-
gegen die Sowjets es unter gewissen Umstinden fiir wertvoll halten,
unter andern nicht. . . '

Die Russen sind weit davon entfernt, vollkommen zu sein und
haben vielerlei Fehler. Einen Teil daven haben sie aus ihrer elenden
Vergangenheit beibehalten, andere haben sich unter dem neuen System
entwickelt. Was uns betrifft, so sollten wir vor allem zwei wesentliche
Fehler vermeiden, wenn wir @iber andere politische Ideologien urteilen:
Oberflichlichkeit und pharisdische Uberheblichkeit (a holier-than-thou
- attitude).

Nichts ist so verhingnisvoll oberflichlich, wie die weitverbreitete
Neigung, ein Urteil auf Namen, auf reine Terminologien zu stiitzen.
Die Sowjetunion, zum Beispiel, nennt sich eine Diktatur des Proleta-
riats. Daraus pflegt man allgemein den Schlufl zu ziehen, daf} ihr Sy-
stem das Gegenteil von Demokratie ist. Warum sollen wir uns die
Miithe machen, zu untersuchen, was sie unter diesem Ausdruck ver-
steht? Warum sollen wir nicht annehmen, daf} sie dasselbe damit meint
wie wir? Was brauchen wir ihre Einrichtungen und Regierungsweise
zu studieren, wenn sie selbst ihr System eine Diktatur nennt? Geniigt
das nicht, es zu verdammen? |

Es ist nicht schwer zu sehen, zu welchem Fehlurteil man gelangen
wiirde, wenn man das amerikanische System so leichtfertig beurteilte.
Machen wir die Probe und fragen zum Beispiel einen Japaner, was er
tiber unser System denkt. Es liegt nahe, dafl er uns in folgender Weise
antworten wird: «lhr Amerikaner habt zwei grolere politische Par-
teien, eine Republikanische Partei und eine Demokratische Partei, die
sich gegenseitig bekdmpfen. Ich schliefle daraiis, dafl ihre Gegensite
darin bestehen, dafl die Republikaner fiir die Republik sind und die
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Demokraten fiir die Demokratie. Daraus, daf$ die Republikaner in Op-
position zu den Demokraten stehen, schliefle ich, dafs sie gegen Demo-
kratie sind. Dadurch, daf3 umgekehrt die Demokraten in Opposition
zu den Republikanern stehen, schliefle ich, dafl sie keine Republik
wollen und wahrscheinlich eine konstitutionelle Monarchie wie in Eng-
land erstreben, die demokratisch ist, ohne republikanisch zu sein. An-
derseits miissen die Republikaner, da sie gegen die Demokratie sind,
eine Art Nazi-Regierung im Sinn haben. Denn Nazi-Deutschland hatte
eine republikanische Regierungsform mit antidemokratischen Grund-
sazen.»

Wenn wir nun unserm Japaner antworten: «Halt, lieber Freund!
Du ergehst dich in Spekulationen nach der Art von ,Alice im Wunder-
land’, die nichts mit der Wirklichkeit zu tun haben», wiirden wir dann
nicht die Antwort bekommen (wie wir sie so oft geben, wenn die Rus-
sen gegen unser Falschverstehen ihrer Terminologie protestieren):
«Aber wenn es anders gemeint ist, weshalb braucht ihr dann die Worte
Republikaner und Demokrat? Thr solltet andere Bezeichnungen wih-
len!» Wahrscheinlich sollten wir das (und die Russen auch!), aber das
indert nichts an der Sachlage. Tatsichlich geht es in der internationalen
Politik fast so zu wie auf der «Tollen Teegesellschaft» (in «Alice im
Wunderland»), wo Alice zu lernen hatte, daff man meinen kann, was
man sagt, ohne es zu sagen, und ebenso, dafy man sagen kann, was man
meint, ohne es zu meinen. Aus diesem allem ergibt sich als Grundregel:
Urteile niemals nach Terminologien! :

Unser Japaner, enttduscht dariiber, daf3 die amerikanische politische
Wirklichkeit so wenig dem Bild entspricht, das er sich nach sorgsamer
Uberlegung gemacht hatte, konnte in die Klage ausbrechen: «In Ame-
rika tun sie nie, was sie sagen, und sagen sie nie, was sie tun. In diesem
Lande ist alles zweideutig, mysteriés und ritselhaft.»

Sobald wir die Oberfliche verlassen und den Dingen auf den
Grund gehen, werden wir gewahr, dafl der Ausdrudk «Diktatur des
Proletariats» einen eigenen Sinn im marxistischen und sowjetrussischen
Sprachgebrauch hat. Die nazi-faschistische Ideologie brauchte den Aus-
druck «Diktatur», um damit das Gegenteil von Demokratie zu bezeich-
nen. Das hat mit zur Verwirrung beigetragen. Die Marxisten brauchten
das Wort lange vorher in ganz anderem Sinne wie die Nazi-Faschisten.

Im russischen Worterverzeichnis steht das Wort als gleichbedeu-
tend mit dem Begriff des staatlichen Machtapparates, wie ihn jeder
Staat, der Zuchthiuser, Gefingnisse, Polizei, Kriminalgerichte, Biirger-
wehren, Armeen und dergleichen unterhilt, nétig findet. Der Ausdruck
ist nicht ganz unlogisch, denn ein solcher Apparat hat auf geseglichem
Wege Zwang und das Diktieren physischer Gewalt anzuwenden. Wie
es auch sei, ob wir diesen Ausdruck mégen oder nicht, sie gebrauchen
ihn fir jeden Staat, der solchen Machtapparat benust. Im Gegensa
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dazu macht der Nazi-Faschist den Unterschied, einige Staaten als Dik-
taturen zu bezeichnen, andere nicht . . .

Vom Standpunkt der Sowjets ist es nicht wesentlich, ob dieses oder
jenes Land eine Diktatur genannt wird, da sie, wie gesagt, alle Staaten-
gebilde als Diktatur ansehen. Wesentlich ]edoch ist es fiir sie, im Inter-
esse welcher Gruppe oder Gruppen der Macht- und Gewaltapparat des
jeweiligen Staates funktioniert. Er arbeitet nach ihrer Ansicht in einem
Staat, der Sklaven hilt, im Interesse der Sklavenhalter, in einem Feu-
dalstaat im Interesse des Erbadels, in einem kapitalistischen Staat im
Interesse der Geldaristokratie, in ihrem Staat im Interesse der Arbeiter,
des Proletariats.

Sie scheuen sich daher ebensowenig, einem Amerikaner geradeher-
aus zu sagen, daf3 ihre Diktatur des Proletariats eine Demokratie sei, .
wie ein Amerikaner keine Bedenken hat, einem Japaner zu sagen, daf}
seine Republikaner-Partei an Demokratie glaubt und seine Demokra-
ten-Partei fiir das republikanische System eintritt. In russischen Augen
ist unser Land eine kapitalistische Bourgeois-Demokratie, wihrend sie
das ihre eine sozialistische Demokratie nennen.

Natiirlich wird ihr Land nicht dadurch eine Demokratie, dafl sie
es so nennen. Doch kann ihnen ein Recht dazu nicht abgesprochen
werden, wenn wir an gewisse, bereits erwihnte Grundgesee der
SOW]etS denken. Ich komme spater ausfihrlicher darauf zurtick. An
dieser Stelle wollte ich nur zeigen, welche schwerwiegenden Mifiver-
stindnisse entstehen, wenn man ein System nach Terminologien be-
urteilt, ohne zu prufen was es unter ihnen versteht.

Inwieweit haben die Russen recht, ihr Land eine Demokratie zu
nennen? Das ist schwer zu bestimmen. Bis heute gab und gibt es noch
kein Land, das mit Recht als vollkommene Demokratie bezeichnet wer-
den kann. Wir miissen uns damit begniigen, herauszufinden, bis zu
welchem Grade ein Land sich eine Demokratie nennen kann. Grof3-
britannien zum Beispiel hat grofles Recht, sich eine Demokratie zu
nennen, trogdem es ein «House of Lords», eine Staatskirche und eine
erbliche Monarchie hat, alles Einrichtungen, die von unserem Stand-
punkt aus als nicht demokratisch angesehen werden. Unser Land ist
in mancher Hinsicht, wo die Sowjetunion versagt, stark demokratisch,
und das Umgekehrte ist auch der Fall. Am Ende kommt es darauf her-
aus, dafl jedes Land es notig hat, sich demokratisch zu vervollkomm-
nen. .. \

Die Stirke einer Demokratie muf} nach ihren demokratischen Lei-
stungen und Versagern abgewogen werden. Die Sowijets haben vor- -
nehmlich auf dem Gebiet persénlicher Freiheit gesiindigt, die Englan-
der in ihrer Kolonialpolitik, wir in unserer Rassenpolitik. Da wir alle-
samt Stinder sind, kdnnen wir der Sowjetunion wegen ihres Einpar-
telensystems nicht das Recht absprechen, sich eine Demokratie zu nen-
nen . .. Sie sogar mit den antidemokratischen Systemen des deutschen
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Nazismus und des italienischen Faschismus auf eine Stufe zu stellen,
ihr damit jeden demokratischen Zug abzusprechen, mufl zur Vergif-
tung der gegenseitigen Beziehungen und zu einer verkehrten Auflen-
politik fithren. Das ist leider bereits geschehen . . .

‘Bei uns herrscht die Meinung,.daf} in der UdSSR keine 6ffentliche
und spontane Kritik an den Mafsnahmen der Regierung gestattet ist.
Das trifft zu, insofern es Kritik an den héheren und zentralen Behér-
den betrifft. Dagegen herrscht die Sitte, dafl etwa jeden Monat Volks-
ausschiisse in sogenannten Kritik- und Selbstkritiksitungen zusammen-
kommen, um ihre Lokalbehorden unter die Lupe zu nehmen und frei
und ungehindert zu kritisieren. Arbeiter jeden Ranges und Grades neh-
men an diesen Zusammenkiinften teil. Wihrend meines Aufenthaltes
in der Sowjetunion erlebte ich wiederholt, daf} Direktoren und Vor-
gesetste scharf von den ihnen Untergeordneten kritisiert wurden. Sie
nahmen dies im allgemeinen gut auf, suchten ihren Standpunkt zu er-
kliren und Verbesserungsvorschlige zu machen. In der Presse und in
den «Wandzeitungen» (eine allgemeine Einrichtung in sowjetischen
Werkstitten aller Art) wird ebenfalls ein gut Teil Kritik an Lokal-
beamten und Dienststellen sowie an &ffentlichen Einrichtungen aller
Art geiibt. -

Wie anders war dagegen das Verhiltnis zwischen Vorgesetsten und
den ihnen Untergeordneten, das ich in Nazi-Deutschland vorfand!
Dort arbeitete gemifl dem nationalsozialistischen Fithrerprinzip eine
Art von Fiithrer-Hierarchie in der Weise, daf? jeder Fithrer nicht denen
unter ihm verantwortlich war, sondern dem Fiihrer iiber ihm. Die unter
ihm hatten seinen Befehlen in mehr oder weniger militirischer Art
Folge zu leisten, und er hatte den Befehlen derer iiber ihm zu gehor-
chen. Diese Haltung gibt es nicht unter Sowjetbiirgern, wie es gleich-
falls keine Kritik- und Selbstkritiksisungen unter Nazis und Faschisten
gab. Psychologisch war der Unterschied gleich dem zwischen Feudal-
aristokratie und «town-meeting»-Demokratie.

Zweifellos ist dieser Unterschied in der militirischen Tradition
Deutschlands einerseits und in den traditionellen Dorfgebrauchen des
vorrevolutioniren Rufllands anderseits begriindet.

Ich wohnte einer Siung von Kritik und Selbstkritik bei, die sich
nirgendwo anders als im Sowjetmilieu ereignen konnte. Sie fand in den
ehrwiirdigen Hallen der Akademie der Wissenschaften in Moskau
statt. Ich bemerkte, daf} alle in dem betreffenden Forschungsinstitut
Arbeitenden zur Stelle waren mit Einschluf3 der Biiroangestellten und
sogar des Pfortners und der Putsfrauen. Wihrend der Besprechungen
brachte u. a. die Bibliotheksekretirin die Klage vor, daf} verschiedene
Professoren und andere Akademiker ihre Arbeit unnétig erschwerten
und daf} sie es der Bibliothek gegeniiber an Verantwortlichkeitsgefiihl
fehlen lielen. Zum Beispiel nehme einer der Professoren immer mehr
Biicher mit nach Hause, als er lesen kénne, und behielte sie iiber die
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Abgﬁuffrist bei sich. Auflerdem schriebe er Randbemerkungen in die
Biicher. R

Einer der Anwesenden fragte, gegen wen sie ihre Beschwerde er-
hobe, und sie nannte einen der Abteilungsdirektoren des Instituts, einen
hochgewachsenen, birtigen Mann. Der Vorsigende fragte ihn, ob er
etwas dazu zu sagen habe. Er wollte nicht recht zugeben, daf} er sich
vergangen habe. Gewif}, er habe Randbemerkungen in die Biicher ge-
schrieben, aber das sei ein Teil der Forschungstechnik. Ich erinnere mich
noch, wie er sich ausdriickte: «Zwar ein elementarer Teil, aber nichts-
destoweniger ein Teil.» Schallendes Geldchter war die Reaktion auf
seined?emerkung. Er war etwas bestiirzt, aber er bestand auf seiner

- Ansicht.

«Ich kann beweisen», sagte er, «und ich kann Thnen Beispiele zei-
gen, dafl Marx und Engels das auch taten. Wir haben hier in der Biblio-
thek ihre Biicher mit Randbemerkungen in ihrer Handschrift.»

«Das stimmt», sagte die Sekretirin, «aber sie schrieben sie in ihre
eigenen Biicher, wihrend die Biicher, in die Sie sie schreiben, Staats-
eigentum sind.» Man gab ihr recht. Der Professor steckte den Tadel
ein und versprach Besserung.

Dieser an sich geringfiigige Vorfall ist doch bedeutsam, weil er die
geistige Atmosphire charakterisiert. Zu den andern, rein wirtschaft-
lichen Problemen, die bei solchen Sisungen diskutiert werden, gehéren
Arbeitsquoten, Arbeitsdauer, Lohne, Beférderungen, Arbeitsmethoden
und dergleichen. , '

In populiren Diskussionen bei uns tiber die Sowjetunion wird viel
von dem Wort «totalitir» Gebrauch gemacht. Es klingt technisch; aber
weifl man, was damit gemeint ist? Ist die Sowjetunion ein totalitirer
Staat? Klares Nachdenken iiber diese Frage ist dadurch erschwert, daf
das Wort «totalitir» so selten definiert wird. Meistens wird es ge-
braucht, um ein Regime ideologisch mit dem Nazismus und Faschismus
auf die gleiche Stufe zu stellen.

Manche sehen jede Regierung als totalitir an, die mehr in das Leben
des einzelnen eingreift a?s etwa ein «laissez-faire»-System. Danach
miifite jede sozialisierende Regierung totalitir genannt werden. Es
taucht dabei die Frage auf: ist eine verstirkte Regierungsmacht durch-
aus und an sich etwas Schlechtes, und zwar in jeder Lage und unter
allen Umstinden? Die entschiedenste Bejahung dieser Frage wurde
wohl von Lord Acton (englischer Historiker) gegeben mit den Worten:
«Alle Macht bedeutet Verderbnis, und absolute Macht bedeutet abso-
lute Verderbnis.» _

Vielleicht tue ich Lord Acton unrecht, wenn ich ihm widerspreche.
Aber ich war immer der Meinung, dafl man auch das Gegenteil be-
haupten kann. Alle Macht kann zum Guten angewandt werden, und
absolute Macht ist die Vorbedingung, um absolut Gutes tun zu kdnnen.
Damit will ich nicht etwa sagen, daf} ich die Sowjetunion als ein Muster
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absoluter Giite ansehe oder daf} ich der Ansicht bin, sie oder irgendeine
andere Regierung hitte, was man absolute Macht nennen kann. Der
gesunde Menschenverstand aber sagt uns, dafl keine Regierung Gutes
vollbringen kann, wenn sie nicht geniigend Macht hat, der Hindernisse,
die sich ihr entgegenstellen, Herr zu werden.

Wenn wir Wesen und Leistungen der Sowjetunion gerecht beurtei-
~ len wollen, miissen wir die Bedingungen kennen und in Betracht ziehen,
unter denen sie zur Macht kam, Es waren nicht die gleichen, unter
denen wir hier im friedlichen, reichen Amerika leben, sondern sie fand
Hungersnot, Seuchen, Biirgerkrieg und den Einbruch feindlicher Heere
vor, dazu ein unwissendes, abergldubisches Volk und die Feindseligkeit
fremder Midchte in einem Ausmaf}, wie wir es gliicklicherweise nie ge-
kannt haben. Diese Zustinde bestanden lange fort nach dem Ende
des Biirger- und Interventionskrieges. '

Wie konnte dem Volk Erlésung von solchem Elend anders als
durch Einsat all der Madht, die allein der Regierung zur Verfiigung
stand, gebracht werden? Und sie brauchte sehr viel Macht, um diese
iiber alle Begriffe riesenhafte Aufgabe zu bewiltigen. Wie kann man
ernstlich glauben, dafl solche Aufgabe durch eine Art parlamentari-
schen Mehrparteiensystems mit einer liberalen «laissez-faire»-Zugabe
gelost werden kénnte? Das mutet so an, als ob man etwa von Robinson
Crusoe verlangt hitte, sich erst um eine Bauerlaubnis zu bemiihen,
bevor er mit dem Bau seiner Hiitte beginne.

Wenn Verhiltnisse und Ziele Machtanwendung durch die Sowjets
rechtfertigten, so sagt das durchaus nicht, dafl damit Macht, wie sie von
Nazis und Faschisten angewandt wurde, zu rechtfertigen sei. Es kommt
auf den Geist an, in dem Macht gebraucht wird, und auf die Art der
Ideologie, der sie dient. Weder Nazis noch Faschisten haben jemals
behauptet, daf} sie ihre Macht fiir demokratische und menschlich-brii-
derliche Ziele gebrauchen wollten. Wie wir sahen, waren ihre Ziele
ganz entgegengesetster Art. Das soll aber wiederum nicht heiflen, daf3
wir den Sowijets, in Anerkennung ihrer Lage, die Verantwortung fiir
ihre Stinden und Verfehlungen abnehmen. Alle Regierungen siindigen
mehr oder weniger gegen ihre eigenen Grundsite, was nicht heifSen
soll, dafs alle die gleichen Grundsite haben*.

Wire in Ruffland nach dem Sturz des Zarenreiches ein faschisti-
sches Regime zur Macht gekommen, so hitte sich unméglich ein Gesell-
schaftssystem, wie es heute in RufSland besteht, entwickeln kdnnen.
Die Ideologie des Faschismus ist nicht fiir Bildung der Volksmassen,
Gleichstellung der Frauen, politische, soziale und wirtschaftliche Gleich-

* Hier liegt ein Hauptproblem. Aber was bedeutet «absolute Macht» in Men-
schenhand? Sie fiihrt als Menschenmacht eben doch zur Tyrannei, wie die Geschichte
nicht nur am russischen Kommunismus zeigt. Jesus und seine Worte weisen hier in
eine ganz andere Richtung! D.R.
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berechtigung der rassischen Minderheiten, noch fiir Sozialisierung von
Grund und Boden und der Produktionsmittel.

Fin faschistisches Regime in Ruflland wiirde im lesten Krieg nicht
auf unserer Seite gestanden haben, sondern auf seiten seiner Bluts-
briider Hitler und Mussolini. Zum Gliick fiir uns war die Sowjetideolo-
gie nicht der nazi-faschistischen gleich, sondern ihr entgegengesest.

Ebensowenig wie die unsere, verherrlicht die Sowjetideologie den
Krieg. Darin stimmen beide tiberein. Fiir beide ist der Krieg an sich
ein Ubel, nicht ein hohes Gut, wie fiir die Nazi-Faschisten, wenn auch
zugegeben wird, daf} er manchmal ein notwendiges Ubel sei. «Wir sind
ein friedlich Volk», lautet der Refrain eines russischen Volksliedes,
«aber unsere Streitwagen stehen bereit.» Doch niemals entwidkelte sich
militarischer Geist im Sowjetvolk, und ein Kult des Militarismus ist in
der Sowjetarmee nicht zu finden.

Nach der Natur der Sache hat jede Armee das Bestreben, eine
tiichtige Streitkraft zu sein. Aber es besteht ein wesentlicher Unter-
schied zwischen militirischer Tiichtigkeit und kultischer Verehrung des
Militarismus, der sich darin zeigt, wie die Betreffenden die Frage be-
antworten: «Was erscheint euch als das Hohere? Das Trachten nach
Frieden oder das Trachten nach dem Krieg?» Die Sowjets haben diese
Frage immer zugunsten des Friedens beantwortet, die Nazi-Faschisten
zugunsten des Krieges. -

Die Haltung eines Volkes zum Militir 1a63t sich korrekt nur in Frie-
denszeiten beurteilen, denn in Kriegszeiten entwickelt sich in allen
Vilkern eine abnorme Psychose. Als ich zuerst mehrere Jahre vor dem
Kriege Soldaten der Roten Armee durch Moskau marschieren sah,
schrieb ich dartiber in mein Notizbuch, daf} sie gar nicht wie Soldaten
aussahen, sondern wie Bauernjungen, die irgendwo hingingen. Ihre Ge-
sichter zeigten nicht den geringsten Stolz auf ihr Soldatentum und ihre
Uniformen. Gewif} waren sie sehr stolz auf ihr Land und erwiesen sich
spiater als ausgezeichnete, stahlharte Kimpfer, aber militirischer Ka-
stenstolz war nicht ihre Sache. Wer durch die Sowjetunion reist, trifft
viele Uniformierte, da dort das in Europa iibliche System des mehr-
jahrigen militdrischen Dienstzwangs herrscht. Aber alle diese Soldaten
erschienen mir wie unsere amerikanischen, die keine Soldaten «vom
Fach» sind, sondern einfach Zivilisten, voriibergehend in Uniform.

Als solche wurden sie auch vom Publikum angesehen. Das «Bunte
Tuch» erregte weder Furcht noch Ehrfurcht beim Sowjetvolk, ebenso-
wenig wie bei uns. Marschierende Kolonnen oder herumschlendernde
Offiziere erregten kein Aufsehen auf den Straflen. Selten blieb ein Vor-
ttbergehender stehen, um einen Blick auf sie zu werfen oder singenden
Trupps zuzuhdren. Die meisten gingen uninteressiert ihres Weges,
ihren Geschiften nach. . . |

Auf meiner Fahrt nach Deutschland machte ich in Polen Aufenthalt,
das damals unter nazistischem Einfluf§ stand. Eines Tages sah ich in
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Warschau eine Kompagnie Soldaten vorbeimarschieren und war be-
gierig, sie mir niher anzusehen. In meiner ortsfremden Arglosigkeit
ging ich an die nichste Ecke, um einen méglichst weiten Uberblidk zu
haben. Doch wurde mir sofort zu verstehen gegeben, dafl das etwas
ganz Ungehoriges sei. Das Militir hat man mit scheuer Ehrfurcht an-
zusehen, nicht mit zwangsloser Vertraulichkeit. Das ist eine Beleidi-
gung. Die Blike der andern stumm Zuschauenden und besonders
der Voriibergehenden lieflen mich fithlen, dafl ich mich etwa wie ein
Clown bei einem Begribnis betrage. Einige Offiziere, die, wie ich be-
merkte, richtige Dolche trugen, warfen mir so wiitende Blicke zu, daf3
ich mich schleunigst davonmachte. In Berlin beobachtete ich eine gleich-
artig militaristische Haltung.

Diese Bekundungen einer verschiedenen geistigen Einstellung zu
einem gleichen Lebensfaktor sind an sich nicht von tiberwiltigender
Bedeutung, zeigen jedoch klar den charakteristischen Unterschied zwi-
schen der Sowjet- und der nazi-faschistischen Ideologie.

Tatsichlich sind diese verschiedenen Einstellungen nicht von heute.
Sie wurzeln in der Tradition der betreffenden Linder. Das Nazisystem
trieb jedoch den seit Generationen eingepflanzten Kult alles Militi-
rischen zu einem solchen Extrem, wie es selbst in Deutschland bisher
noch nicht vorgekommen war. Nachdem das Sowjetregime sich ge-
festigt hatte, bemithte es sich in der entgegengesesten Richtung. Der
militirische Apparat, so lehrte man die Soldaten und das Volk, hat ein
Diener der Volksgemeinschaft zu sein, und Waffengewalt hat nur ein
Lebensrecht als Schutsvorkehrung fiir die Allgemeinheit.

In der Absicht, radikal mit dem militirischen Geist des Zarentums
zu brechen, ging man sogar so weit, eine Zeitlang das Wort «Soldat»
zu dchten. In der Frithzeit des Regimes fithrte das Bestreben, das Heer
zu demokratisieren, zu dem Extrem, die Offiziere von den Mannschaf-
ten wihlen zu lassen und den Offizieren zivile Kommissare zuzuteilen,
um so eine Kontrolle des Militirs durch das Zivil zu gewihrleisten.
Diese Einrichtung hatte neben Vorteilen auch Nachteile.

Die Kameradschaftlichkeit zwischen Offizieren und Mannschaften
ging wahrscheinlich in der Roten Armee weiter als in jeder andern
Armee der Welt, und bis kurz vor dem Zweiten Weltkrieg wurden
die Rangunterschiede, gleichsam als ob man sich ihrer schimte, kaum
betont. Das dnderte sich wihrend des Krieges zwangsweise, und ein
grofleres Mafl von Ehrerbietung, Disziplin und augenblicklichem Ge-
horsam mufite den Truppen beigebracht werden. Rang, Titel und Ab-
zeichen gewannen an Bedeutung, und die politischen Kommissare ver-
loren an Einfluf}. Die Rote Armee fithrt heute den Namen Sowjetarmee.

Man irrt sich jedoch, wenn man annimmt, daf} diese Anderungen
einen Riickfall in den Militirgeist des Zarentums oder gar eine An-
niherung an das nazi-faschistische System brachten. Der heutige
Sowjetsoldat, dessen Allgemeinbildung durch den Militirdienst nicht
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unterbrochen wird, steht auch heute in einem auflergewo6hnlich demo-
kratischen Verhiltnis zu seinen Vorgesetsten. Das spiegelt sich in neu-
zeitlichen Romanen und Novellen der Sowjetliteratur wieder.

Nach wie vor ist Marx’ Lehre vom Klassenkampf (manchmal auch,
besonders von Gegnern, Klassenkriég genannt) ein wesentlicher Teil
der Sowjetideologie. Bei uns hat man allgemein grofle Furcht vor ihr,
dafiir um so weniger Kenntnis von ihr. Viele politische Schriftsteller
stellen sich darunter Aufreizung zu blutiger Rebellion vor. Als griind-
licher Kenner marxistischer und Sowijetliteratur muf ich wahrheits-
gemild feststellen, daf} dies stark iibertrieben ist. Jeder Amerikaner, der
diese Literatur gleich mir studiert hat, wird mir zustimmen.

Marxisten pflegen vom Klassenkampf zu reden. Aber nicht einer
von Hunderten, die deswegen nichts mit ihnen zu tun haben wollen,
pflegt sich die Mithe zu machen, nachzulesen, was sie damit meinen.
Gefithlsmaflig verbindet man mit dem Wort die Vorstellung von
Rowdytum und gleichzeitig die Annahme, daf3 jeder, der ihn im Munde
fithrt, ihn herbeiwiinscht.

Das trifft nicht zu. Marx und Engels behaupteten entdeckt zu
haben, daf3 ein Kampf zwischen den Klassen besteht und daf} es Auf-
gabe der proletarischen Massen sei, ihn durch Bildung einer klassen-
losen Gesellschaft zu beseitigen.

Natiirlich hat jeder das Recht, anderer Meinung zu sein und zu
bestreiten, daf} ein Klassenkampf besteht. Oder er mag seine Existenz
zugeben, aber Gegner einer klassenlosen Gesellschaft sein, oder gegen
eine solche nach marxistischen Muster. Aber zu behaupten, dafi Mar-
xisten den Klassenkampf herbeiwiinschen, weil sie ihn grundsiglich
gutheiflen, das muf als Schredkbild einer furchterregten Phantasie
gelten.

Aber, wird man sagen, sie befiirworten doch die Revolution! Dar-
auf ist zu antworten: wie Jefferson und Lincoln glauben sie, daf} ein
Volk grundsiglich das Recht hat, eine Regierung mit Gewalt zu stiir-
zen, die nicht gutwillig, dem Gesets gemif3, dem Willen und den For-
derungen der Majoritit nachkommt. Marx und Engels betonten immer
wieder in unmifdverstindlicher Weise, daf§ dieses Recht nur dann be-
steht, wenn der Mehrheitswille auf keine andere Weise durchzusetzen
ist. Sie verdammten alle als unverantwortliche «Putschisten», die leicht-
fertig die Revolution befiirworteten.

Es mag Leute geben, die auch Jefferson als zu radikal ansehen, der
in seinem berithmten Brief an William S. Smith im Jahre 1787 in bezug
auf die «Shay’s Revolte»* schrieb: «Gibe Gott, dafl wir alle zwanzig
Jahre solch eine Revolte hitten!» Marx war der Ansicht und sprach
dies in einer wichtigen Rede im Jahre 1872 in Holland aus, daf} . . . «in

* Aufstand im Staate Massachusetts 1786—1787 wegen zu hoher Steuern, an-
gefiihrt von Daniel Shays.
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einigen Lindern, wie zum Beispiel den Vereinigten Staaten und Eng-
land, die Arbeiter Aussicht haben, ihre Ziele auf friedlichem Wege zu
erreichen.» Als Grund fiir seine Vermutung sah er das Bestehen von
Parlamenten und allgemeinen Wahlen in diesen Lindern an. Engels
sprach den gleichen Gedanken in seinem Vorwort zur ersten englischen
Ubersetsung von «Das Kapital» aus: «Eine Revolution ist nur dann
gerechtfertigt, wenn die Majoritit keine Moglichkeit hat, ihren Willen
auf friedlichem Wege zu erreichen.»

Angesichts dieser dokumentierten Feststellungen, die seit langem
als tatsichlich von den Historikern der Sozialwissenschaft anerkannt
- sind, muf3 die Behauptung, der Kommunismus lehre, daf} soziales Un-
recht nur durch Gewaltanwendung zu beseitigen ist, irrig genannt wer-
den. Schlimm ist es, wenn eine so irrige Behauptung vom Prisidenten
der Vereinigten Staaten gemacht wird, wie es Mr. Truman in seiner
Ansprache zur Eroffnung des «Congref$» am 20. Januar 1949 tat. Sie
verstirkt die Vorurteile der Massen, stachelt feindselige Gefiihle aut
und ist in ihrer Wirkung, da sie von solch hoher Stelle kommt, eine
Gefahr fiir den Frieden. Mr. Truman suchte damit seine Gegnerschaft
zum Kommunismus auszudriicken, was an sich sein gutes Recht ist.
Aber Feststellungen dieser Art — und seine Rede enthielt mehr der-
gleichen — konnen ebensowenig zu einer intelligenten und wirksamen
Auseinandersesung mit dem Kommunismus fithren wie etwa die Be-
hauptung, die Psychoanalyse erklire ales mit der Macht des Ge-
ichlechtstriebes, zu einer Auseinandersetsung mit dieser Lehre fithren

ann.

Gleicherweise irrefithrende Behauptungen wurden von Mr. John
Foster Dulles als einem unserer prominentesten Delegierten in einer
bedeutenden Rede vor den Vereinten Nationen am 26. Oktober 1948
gemacht. Nach dem Bericht der United Pref} sagte er: «Es besteht ein
grundsétslicher Unterschied zwischen der Verfassung der UNO, die
friedlichen Wechsel durch Evolution erstrebt, und dem Kommunismus,
der gewaltsamen Wechsel durch Revolution lehrt.» Anscheinend ver-
gafl oder ignorierte Mr. Dulles zweierlei, namlich: erstens die oben
erwihnten klaren Feststellungen der mafigebendsten kommunistischen
Fithrer und zweitens, dafl wir Amerikaner selbst Revolution als ein
Recht des Volkes betrachten, wenn eine Regierung nicht auf friedlichem
Wege den Bediirfnissen und den Forderungen der Majoritit nach-
kommt. Nach dem Wortlaut unserer «Unabhingigkeitserklirung»
heiflt es: «Sollte jemals eine Regierung dieses Ziel (das Wohl des
Volkes, d. Ubers.) miflachten, dann hat das Volk das Recht, sie zu
andern oder zu stiirzen.» Noch nachdriicklicher heiflt es an anderer
Stelle: «Es ist nicht nur sein Recht, es ist seine Pflicht, solche Regierung
zu stiirzen.» Wir sind keineswegs geneigt, unsere Unabhingigkeits-
erklarung zu widerrufen oder sie als unvereinbar mit den Satungen
der UNO auszulegen. Sie ist ein Teil unseres amerikanischen Kredos.
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Mit anderen Worten: als. Amerikaner sind wir nicht grundsislich
gegen Revolution, vielmehr sind wir in gewissen Lagen entschieden
daftiir. Wire es anders, so hiefSe das, die Rechtmifligkeit der Entste-
hung unserer eigenen Nation in Frage zu stellen. Wir sollten auch be-
riicksichtigen, daf$ das Wort Revolution an sich durchaus nicht Gewalt-
titigkeit bedeutet, sondern auch eine Umwilzung auf friedlichem Wege
- bezeichnet. | '

Wenn dies klar ist, dann ist noch der Verdacht zu untersuchen, daf}
die Russen sich verschworen haben, eine Weltrevolution anzuzetteln
oder vielmehr eine gewaltsame Revolution einer Minoritit gegen die
Volker der Welt. Laf3t uns untersuchen, wie weit das geschichtlich be-
griindet ist.

Nachdem Sir Bernard Pares, der bei weitem bedeutendste angel-
sachsische Historiker Rufllands, eine Vortragsreise in unserm Lande
und in Kanada beendet hatte, fragte ich ihn, was nach seiner Meinung
der Hauptgrund fiir die Russenfeindschaft in Nordamerika sei. Unver-
ziiglich lautete seine Antwort: «Die Furcht, daf$ die russische Regierung
eine Weltrevolution anzetteln wird.» Und er fiigte hinzu: «Davon ist
natiirlich kein Gedanke mehr in Ruffland.»

Die Antwort von Sir Bernard stellt eine Zusammenfassung wesent-
licher geschichtlicher Ereignisse in bezug auf meine Frage dar. Der
Wendepunkt in der Entwicklung der Sowjetunion war zweifellos der
Ausgang des Machtkampfes zwischen Trotkij und Stalin gewesen.
Hierbei hatte es sich ausschliefilich um die Frage gehandelt: Kann sich
Sozialismus in einem Lande allein am Leben erhalten? Trotkij sagte
nein. Er hielt das fiir unméglich in einem Lande, das, wie Rufiland, von
kapitalistischen Machten umgeben war. Die kapitalistischen Lander
wiirden es nicht dulden, weil der Erfolg eines sozialistischen Systems
ihr eigenes System gefihrden wiirde. Sie wiirden mit vereinten mili-
tirischen Kriften ausziehen, es zu vernichten.

Dies war die alte «klassische», von Marx iitbernommene Ansicht,
der gelehrt hatte, daf$ der Sozialismus nur durch eine mehr oder weni-
ger gleichzeitig und zusammen gemachte Anstrengung aller oder der
Majoritat der fithrenden Linder errichtet werden kénnte. Zu Anfang
hatten Lenin und Stalin diese Ansicht geteilt, aber sie wuchsen tiber sie
hinaus. Trogkij jedoch blieb hartnickig bei seiner Meinung, daf3 es eine
Vergeudung von Zeit und Energie sei, die Arbeitskraft und die Roh-
stoffe der Sowjetunion fiir die Errichtung des Sozialismus in einem ein-
zelnen Lande einzusetsen. Die Anzettelung und Betreibung von Revo-
lutionen in andern Lindern, woméglich mit nachfolgenden Kriegen,
hielt er fiir die allein Erfolg versprechende Politik.

- Bald nach dem Ende des Biirger- und Interventionskrieges erkann-
ten Lenin und Stalin, dafl sich die Verhiltnisse seit Lebzeiten von
Marx gedndert hatten und dafl es durchaus moglich geworden war,
Sozialismus in einem einzigen Lande aufzubauen, selbst wenn es von
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kapitalistischen Lindern umgeben ist. Lenin starb, bevor die neue Er-
kenntnis griindlich durchgearbeitet war — die Komplikation lag in dem
Gesets der sogenannten ungleichen Entwicklung des Kapitalismus —,
und dies blieb nun dem Gedankenkampf zwischen Stalin und Trotkij
tiberlassen. ' :

Stalin vertrat den Standpunkt, dafd sein Gegner hartnickig an einer
mehr nebensichlichen These von Marx festhielt und dadurch dessen
wesentlichem Grundsats untreu wurde, nach dem es unter verinderten
Umstinden notig werden kann, frithere Erkenntnisse zu revidieren.
Er verharrte unbeugsam bei seiner Auffassung, Hilfsquellen und Ar-
beitskrifte der Sowjetunion nicht fiir Abenteuer im Ausland zu ver-
wenden, sondern fiir den Aufbau des Sozialismus daheim. Kriege wiir-
den diesem Unternehmen nicht helfen, es vielmehr todlich gefahrden.
Der Streit war endgiiltig zugunsten von Stalin entschieden, als sich das
Land im Jahre 1928 in den ersten Fiinfjahresplan stiirzte.

An dieser Stelle ist es sehr wichtig, darauf hinzuweisen, daf$ Aus-
spriiche von Stalin, die von seiner oben erwihnten Ansicht abweichen,
aus der Zeit vor der Annahme des Fiinfjahresplanes stammen, das heif3t
aus der Periode vor der Klirung des neuen Standpunktes. Man liebt
es hierzulande, solche frithzeitigen Auflerungen ohne Datumsangabe
und ohne Beziehung zu den derzeitigen Verhiltnissen zu zitieren, als
wenn das Nebensache sei, als ob in den seither verflossenen 20 oder
25 Jahren sich Stalins Denken nicht hitte verindern und fortentwickeln .
konnen. Es trifft sich, dafl einige von jenen Schreibern, die am hiufig-
sten belieben, solche alten Ausspriiche zu zitieren, um neuere in ein
falsches Licht zu stellen, selber in ein duflerst falsches Licht kimen,
wenn man ihre Schriften von vor 20 oder 25 Jahren zitieren wollte.

Es war der Korrespondent der «London Sunday Times» in Mos-
kau, Alexander Werth, der nach Bericht der «New York Times» vom
24. September 1946 die folgende Frage geradezu an Stalin richtete:
«Glauben Sie an die Moglichkeit dauvernder freundschaftlicher Zusam-
menarbeit zwischen der Sowjetunion und den westlichen Demokratien,
_ trots ihrer ideologischen Meinungsverschiedenheiten, und auch an fried-
lichen Wettbewerb zwischen beiden Systemen, wie ihn Wallace* in
seiner Ansprache anregte ?»

Stalins Antwort: «Ja, ganz entschieden.»

Spiter wiederholte Stalin diese Versicherung in Interviews gegen-
itber Elliot Roosevelt, Stassen und andern. Sein Nachfolger, Malenkow,
betonte die gleiche Ansicht in einer Ansprache an den Obersten Sowjet
in Moskau am 26. April 1954, laut Bericht der «New York Times».
Indem er, wie iiblich, sein eigenes Wirtschaftssystem als «sozialistisch»

*  Hier ist die Ansprache gemeint, die der damalige Handelsminister Henry
Wallace am 12. September 1946 in Neuyork zugunsten friedlicher Beziehungen
zwischen den USA und der UdSSR hielt, die seine Absetung verursachte.
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bezeichnete, sagte er: «Die Sowjetregierung hielt und hilt es fir még-
lich, daf3 kapitalistische und sozialistische Systeme sehr wohl friedlich
nebeneinander bestehen und wirtschaftlich miteinander wetteifern
kénnen.» Er fiigte dem jedoch die folgende Feststellung zu: Jedermann
weif3, dafl infolge von zwei Weltkriegen heute mehr als ein Drittel der
Menschheit sich fiir immer vom Kapitalismus abgewendet hat.»

In diesem Zusammenhang ist die Feststellung interessant, die der
sowjetische Schriftsteller A. Leontiev im Mai 1948 in der «Prawda»
machte. Er lie§ sich iiber die weitverbreitete Meinung aus, dafl von
Propagandisten nicht nur in den kapitalistischen Lindern, sondern auch
in der Sowjetunion behauptet wiirde, dafl die Vereinigten Staaten und
die Sowjetunion unmoglich friedlich zusammen in derselben Welt leben
kénnen und fuhr dann fort: «Jene amerikanischen Propagandisten, die
behaupten, friedliche Zusammenarbeit zwischen der Sowjetunion und
den Vereinigten Staaten sei unméglich, sind uns nur zu gut bekannt . . .
Wer aber kann mir den Namen eines einzigen Sowjetpropagandisten
nennen, der behauptet, es sei fiir die Sowjetunion unmoglich, mit den
Vereinigten Staaten in Frieden zu leben? Nicht eine Seele in der Welt
kann mir solch einen Mann nennen, aus dem einfachen Grunde, weil
es solche Leute in der Sowjetunion nicht gibt.»

Die Lage bei uns ist durch eine seltsame Verwirrung der Geister
gekennzeichnet. Wihrend Sowjetfithrer, wie Stalin und Malenkow,
ihren Anhingern in klarsten und nachdriicklichsten Worten die Mog-
lichkeit friedlichen Zusammenlebens der beiden Systeme versichern,
wird bei uns die 6ffentliche Meinung nach Ausspriichen geformt, die
sowjetische Fithrer vor einem Vierteljahrhundert machten. Infolgedes-
sen verhirtet sich bei uns die Ansicht, daf§ die beiden Systeme nicht
friedlich miteinander auskommen kénnen, weil die Sowijetfithrer nicht
an diese Moglichkeit glauben! Ein zeitliches Nachhinken soll augen-
scheinlich eine verschnliche Begegnung der Geister verhindern.

Schreibt man den russischen Fithrern einen gewollt unverséhnlichen
bosen Willen zu und besteht, was sie auch sagen mogen, auf der Ver-
mutung, sie hegen angriffskriegerische Absichten, dann macht es keinen
Unterschied, was sie auch sagen mogen. Es hat sich dadurch eine Me-
thode herausgebildet, die es fast als Sport betreibt, in allen Schrift-
stiicken, Handlungen und Vorschligen der andern Seite, auch wenn
sie offensichtlich hoffnungsvolle Moglichkeiten zur Verstindigung bie-
ten, nach versteckten, bosartigen Beweggriinden zu suchen. Unfreund-
lich auszulegende Reaktionen von seiten des Gegners werden weidlich
ausgeschlachtet und als sein wahres Gesicht bezeichnet. Nach dieser
Methode brauchte Stalin nur zu sagen, die Sowjetunion habe eine
starke Industrie zur Sicherung des Landes auch in militirischer Bezie-
hung nétig, um ihm dies als eine Art Kriegserklirung auszulegen. Da-
gegen, wenn die Sowijetdelegation der UNO eine allseitige Herresver-
minderung um einen Drittel vorschligt, dann behandelt man nach glei-
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cherdMethode diesen Vorschlag als nicht wert, ernstgenommen - zu
werden.

Wenn wir auf diese Weise fortfahren mit den Russen zu verkehren,
iiann besteht wenig Hoffnung, zu friedlichen Vereinbarungen zu ge-
angen . ..

gI\Iach allem stellt sich die ideologische Bilanz folgendermaflen dar:

Wenn der Nazismus und der Faschismus ihren Grundsitsen treu
bleiben, dann ist Krieg ihr Ziel. Wenn ein Sowjetregime seinen Grund-
sitsen treu bleibt, dann ist Frieden sein Ziel.

Natiirlich bleibt immer die Moglichkeit, daf} jedes System seinen
Grundsisen zuwider handelt. Daher ist bestindige Wachsambkeit
notig. Wachsamkeit jedoch kann in reine Hysterie ausarten, wenn sie
nicht auf Wissen und stetes Studium gegriindet ist.

TJobn Somerville

Die ,Apartheit” in Stidafrika

Wohin des Weges, Siidafrika?

Malan hat das Wort «Apartheit» erfunden und eingefithrt. Ein
neues Wort fiir eine alte Sache. Es ist fiir die Afrikaner* ein Wort
voller Verheiflung. Thre Antwort auf dieses verheifSungsvolle Wort hat
Malan 1948 an die Regierung gebracht. Fiir die Eingeborenen, Farbige
und Inder, ist es ein Wort voller Drohung, ein Fluchwort. In den Nie-
derlanden haben wir das Gefithl, daf} mit diesem Wort und mit der
Sache, die durch es bezeichnet wird, etwas nicht in Ordnung ist, und
es konnte sich wohl einmal herausstellen, daf} unser Gefithl uns in
diesem Fall nicht getrogen hat. Die Afrikaner sagen aber, daf8 wir in
Vorurteilen befangen seien, die das Resultat der franzésisch-angel-
sichsischen Aufklarung und der liigenhaften kommunistischen Propa-
ganda seien. Sie wissen nur alle zu gut, daf} sie die Welt gegen sich
haben. Fiir die meisten unter ihnen jedoch ist dies kein Grund, sich
selber zu fragen, ob ihre «Apartheitsfithrung» eine verantwortliche
Fithrung sei. Die Kritik vom Ausland her irritiert sie, und daf3 Hol-
land, mit dem sie sich durch historische und geistige Bande verbunden
wissen, diese Kritik auch ausiibt, verdrief3t sie. Die Afrikaner sagen:
«Nein, die Welt weif} es nicht! Wir wissen es! Eine Handvoll Weifle
in einem schwarzen Meer. Wie werden wir jemals unsern Gottesauf-
trag, im siidlichsten Teil des dunkeln Afrikas die Vertreter der Kultur
der Weiflen und der Christenheit zu sein, erfiillen kénnen, wenn wir
uns nicht als weifSes und christliches Volk auffithren, wenn wir unsere

* Das sind die Weiﬂen in Sadafrika.
338



	Klarheit über die Ideologien : eine Grundbedingung für echten Frieden (Schluss)

